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Anlage 7 zur GRDrs 856/2013
Wegfall eines Stellenvermerks
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	100 0001 003


	Bürgermeisteramt

S/OB / Haupt- und Personalamt
	EG 15
	Sachbearbeiter/-in

S/OB / Leitung Fachdienst FGS
	1,00
	bisher

KW 01/2014
	--


Beantragt wird der Wegfall des KW-Vermerks. Die Stelle ist bisher zu 70% beim Referat Koordination und Planung (S/OB) und zu 30% beim Haupt- und Personalamt für die betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialarbeit eingesetzt. Nach Wegfall des KW-Vermerks soll die Stelle zu 100% dem Referat Koordination und Planung zugeordnet werden. 

Zum Ausgleich der 30%, die bisher für Leitungsaufgaben beim Fachdienst für betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialarbeit eingesetzt wurden, wird die Schaffung einer 0,3 Stelle beantragt. Dieser Stellenanteil wird anschließend an das Haupt- und Personalamt übertragen. 

Stellenschaffung zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	001 0301 …


	Bürgermeisteramt/ S/OB
	EG 14
	Leitung Fachdienst für betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialarbeit
	0,3
	--
	25.680 €


Begründung
Der KW-Vermerk für diese Stelle wurde in den zurückliegenden Haushaltsjahren wiederholt verlängert. Der Stelleninhaber ist derzeit in einem Stellenumfang von 70 % im Referat Koordination und Planung des Oberbürgermeisters tätig. Im Umfang von 30 % ist der Stelleninhaber derzeit als Leiter des Fachdienstes „Betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialarbeit“ beim Haupt- und Personalamt tätig.

Im Rahmen der teilweisen Neuordnung des Referates Koordination und Planung und insbesondere aufgrund der Übernahme der Projektleitung für das Projekt „Nachhaltige Mobilität“ ist es notwendig, den Stelleninhaber zu 100 % in diesem Bereich einzusetzen. Die vorhandenen Personalressourcen für den Bereich Koordination und Planung müssen für die Erledigung der bestehenden und neu zugeordneten Aufgaben insgesamt neu gegliedert und aufgestockt werden.
Projektleitung „Nachhaltige Mobilität“
Ein zentrales Aufgabenfeld der Stelle soll zukünftig die Projektleitung für das Projekt „Nachhaltige Mobilität“ sein:
Herr Oberbürgermeister hat als eines seiner strategischen Ziele eine nachhaltigere Gestaltung der Mobilität in Stuttgart gesetzt. Erreicht werden soll u.a. die Reduzierung von Stau, Stress, Lärm, Feinstaub und Stickoxiden, dies führt zu mehr Lebensqualität für die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. Ein wichtiger Ansatzpunkt auf diesem Weg ist die Verringerung  mit konventionellen Antrieben ausgestatteten Autoverkehrs im Stuttgarter Kessel um 20 Prozent. 
Das Referat S/OB wurde mit der umfassenden Planung, Koordination und Steuerung dieser zentralen strategischen Aufgabe beauftragt. Hierbei handelt es sich um ein breit angelegtes, mehrjähriges, interdisziplinäres und referatsübergreifendes Projekt, welches intensiven Personaleinsatz seitens der Projektleitung erfordert. 
Im Rahmen des Projektes werden die bisherigen Ansätze und Maßnahmen der Stadt Stuttgart auf die oben genannten Ziele neu ausgerichtet und um weitere Handlungsfelder ergänzt (wie u. a. Ausbau Carsharing, Runder Tisch der Arbeitgeber, Innerbetriebliches Mobilitätsmanagement, Erstellung einer Rahmenkonzeption E-Mobilität, Ausbau des ÖPNV). Der Stelleninhaber ist mit der Leitung dieses Projektes beauftragt.

Europäische Metropolregion Stuttgart
Desweiteren sollen auf der Stelle Aufgaben im Zusammenhang mit der Europäischen Metropolregion Stuttgart wahrgenommen werden:
Seit 2005 wurde die Europäische Metropolregion Stuttgart, wie im Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg definiert, strukturell und inhaltlich entwickelt. Neben einer besseren Vernetzung geht es vor allem um eine effektive Lobbyarbeit beim Bund und in Europa sowie eine gemeinsame attraktive Außendarstellung. Herr Oberbürgermeister ist Vorsitzender des Koordinierungsausschusses der Metropolregion Stuttgart und der wichtigste Repräsentant der Metropolregion Stuttgart. Der Stelleninhaber hat die vorbereitenden Arbeiten im Zusammenhang mit dem Vorsitz im Koordinationsausschuss der Metropolregion inne und hält die Verbindung zum Verband Region Stuttgart, der Wirtschaftsförderung Region Stuttgart und wirkt in bestehenden Arbeitsgruppen Umwelt, Tourismus, Wissenschaft, Infrastruktur und Wirtschaft mit.

Auswirkung auf den Fachdienst für betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialarbeit

Durch die Neuausrichtung der Aufgaben innerhalb des Referats Koordination und Planung wird es notwendig, für die Sicherstellung der Leitungsfunktion beim Fachdienst für betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialarbeit eine 0,3 Stelle zu schaffen. 

Die Aufgaben in der betrieblichen Gesundheitsförderung bei der Stadtverwaltung sind vielschichtig. Ihre Bewältigung erfordert die Vernetzung unterschiedlicher Fachdisziplinen. Dazu gehören u.a. sowohl die Arbeitsmedizin, die Arbeitssicherheit, der Fachdienst Betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialarbeit (FGS) als auch das Personalwesen, die Personalentwicklung, die Organisationsentwicklung und die interne Fortbildung. Die Leitung des Fachdienstes muss sicherstellen, dass stadtweite Konzepte für ein leistungsfähiges Gesundheitsmanagement vorangetrieben werden und Strukturen geschaffen werden, die die notwendige Vernetzung mit den unterschiedlichen Fachdisziplinen sicherstellen. Die bisher dem Fachdienst zugeordneten Stellenkapazitäten müssen daher in vollem Umfang erhalten bleiben und können nicht reduziert werden.
Auswirkungen bei Ablehnung
Beim Referat Koordination und Planung (S/OB) müssten die bisherigen Aufgaben deutlich eingeschränkt und die neuen Aufgabenstellungen könnten nicht im vorgesehenen Umfang durchgeführt werden. Die Leitung für das Projekt „Nachhaltige Mobilität“ könnte nicht übernommen werden, das Projekt müsste abgebrochen werden.
Beim Fachdienst für betriebliche Gesundheitsförderung und Sozialdienst kann die Leitungstätigkeit nicht mehr im erforderlichen Umfang erfolgen und die konzeptionelle Weiterentwicklung des Fachdienstes, insbesondere des betrieblichen Gesundheitsmanagements, nicht im erforderlichen Umfang wahrgenommen werden.
